[image: image1.emf]Maßnahmen im Verkehr mit hohem CO2-Reduktionspotenzial

Reduktion des Tempolimits (80/10) - 280.000 t

Anhebung der MÖSt auf das Niveau der Nachbar-

länder (D, I): - 494.000 t in Ö, - 4.85 Mio t in Bilanz

Pkw-Maut nur auf Autobahnen und Schnellstr (5

Cent pro Kilometer): - 545.000 t

Lkw-Maut am gesamten Straßennetz: - 125.000 t

Ausbau des Radverkehrs: - 499.000 t

Potenzial von Sprit sparendem Fahren: - 340.000 t

Mobilitätsmanagement: - 120.000 t

Verkehrsparende Raumordnung

(Reduktionspotenzial 2012): - 580.000 t

Einsparung von zwei Kilometer Autofahrt pro

Person und Tag: - 800.000 t

Erhöhung des Bahnanteils im Personenverkehr um

fünf Prozent: - 315.000 t

Transfer von 15 Prozent der Pkw-Fahrleistung in

Städten und Zentralräume zum ÖV: - 500.000 t
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Pressekonferenz
von 

NR-Abg. Dr. Gabriela Moser
Verkehrssprecherin
Geheimstudie zu Verkehr und Klima: 1/5 der Energie & dieselbe Mobilität!
  Wien, 17.12.2009
Klima und Verkehr: Fahrtrichtung Faktor 5 muss Alltag werden

Kopenhagen geht in die Schlussrunde. Alle Energieexperten sagen eklatante Ölpreissteigerungen voraus. BM Bures und BM Berlakovich inserieren: „Vor allem beim Verkehr verfehlen wir die Klimaschutzziele“ meilenweit, meint der Umweltminister. „Weniger CO2 durch Grips aus Österreich,“ verkündet die Verkehrsministerin. 
Gleiche und billigere Mobilität mit einem Fünftel des derzeitigen Energieeinsatzes (Faktor 5) stellt nicht nur Ernst Ulrich v. Weizsäcker in Aussicht, sondern ist auch das Ziel der Grünen. Elektromobilität für alle flächendeckend ist ein Mittelfristprojekt. Österreich braucht jedoch jetzt und bis 2012 die Energiewende im Verkehrsbereich, wo die CO2-Steigerungsraten am höchsten, Erdöl-Abhängigkeit und Einsparungspotenzial am größten sind.

Seit Jahrzehnten ist das Problem bekannt. 2002 verabschiedeten die Bundesregierung und Landeshauptleutekonferenz eine 1. Klimastrategie mit dem Ziel -13 Prozent CO2 bis 2012 (Basis 1990). 2005 lag die Gesamtmenge jedoch bei 93,2 Millionen statt bei 68,7 Millionen Tonnen und damit 36 Prozent über dem Kyotoziel – Hauptverursacher: Der Verkehr. 

Auch die Klimaschutzstrategie Nr. 2 vom Frühjahr 2007 brachte keine Verbesserungen, im Gegenteil, höhere Zuwächse (47,7% statt 32,3%) wurden akzeptiert. Auch dieses großzügig „gelockerte“ sektorale Ziel wurde aber weit verfehlt!
Verkehrspolitik der Bundesregierung auf Klima-Crash-Kurs 

Derzeit herrscht beim Klimaschutz im Verkehr Mutlosigkeit und Klientelpolitik vor. Dabei ist bereits in mehreren offiziellen „Klimaschutzberichten“ das Versagen der Bundesregierung in der Verkehrspolitik belegt. Mehr als zwei Drittel der Verkehrsmaßnahmen aus der Klimastrategie der Bundesregierung wurden bis heute gar nicht in Angriff genommen oder erst ansatzweise umgesetzt.

· Die Treibhausgas-Emissionen haben sich seit 1990 um über 10 Millionen Tonnen fast verdoppelt, beim Lkw-Verkehr sogar verdreifacht. 

· Fast 95 Prozent der Verkehrs-Emissionen entfallen auf den Straßenverkehr. 

· Der Verkehr verbraucht heute ca. 15 Prozent mehr Energie als noch vor 5 Jahren. 

· Die Verkehrsleistung ist seit 1990 etwa fünfmal stärker gestiegen als die CO2-Intensität verbessert werden konnte – das heißt, der durchaus beachtliche technische Fortschritt wurde durch die Verkehrszunahme mehrfach überkompensiert.

· Täglich verschlingt Österreichs Verkehr rund 23.000 Tonnen Erdöl - täglich über 15 Millionen Dollar für die Ölscheichs. 

· Beim Modal-Split (Verkehrsmittelwahl) im Personenverkehr gab es 1990-2007 deutliche Zunahmen für Pkw und das in der Klimabilanz besonders ineffiziente Motorrad, 71 Prozent aller Wege werden von diesen beiden bewältigt. Der Öffentliche Personennahverkehr stagniert (ein Plus von nur knapp 4 Prozent), die Anteile von Bahn, Bus, Rad und Zufußgehen sind – gesunken!
· Das Reduktionsziel für den Verkehrsbereich wurde in der letzten Klimastrategie verwässert und um 50 Prozent auf 18,9 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente angehoben. 2,6 Millionen Tonnen Klimagase aus dem Verkehr wurden so mit einem Federstrich zusätzlich für zulässig erklärt. Dennoch wird auch dieses Ziel derzeit um rund 5 Millionen verfehlt. Das ist gut die Hälfte der gesamten Kyoto-Zielabweichung Österreichs.
Der Verkehrssektor liegt mit seinen Klimagas-Emissionen derzeit um fast 100% (!) über dem Ziel der Klimastrategie – nicht zufällig, sondern wegen mangelnder und teilweise sogar kontraproduktiver Maßnahmen in den letzten Jahren. 

· Ungebremste LKW-Lawine Die Halbierung der Kfz-Steuer für LKW war wieder eine Anti-Klimaschutzmaßnahme. Eine flächendeckende Ausweitung der LKW-Maut auf alle Straßen ist hingegen nicht vorgesehen.

· Die Anhebung der MÖSt ist kein Thema, der Tanktourismus (2/3 LKW) wird als Einnahmequelle betrachtet. Wichtig wäre eine Anhebung der Dieselbesteuerung auf das Niveau der Benzinsteuern gewesen. Mit der letzten geringen Erhöhung von 3 Cent auf Benzin und 5 Cent auf Diesel blieb eine Steuerlücke von immer noch ca. 10 Cent zwischen Diesel und Benzin bestehen. 

· Ein ganz entscheidender Punkt, nämlich die Eindämmung des Straßenausbaus, fehlt völlig. Weiterhin Straße und Schiene zugleich auszubauen ist aber in höchstem Maß ineffizient, führt zur Kostenexplosionen und wird absehbar – so wie schon in den letzten Jahren – den Straßenverkehr weiter ankurbeln und damit viele Bemühungen für mehr Klimaschonung im Verkehrssystem insgesamt konterkarieren. Ein neuer Generalverkehrsplan ist auch schulden- und haftungsmäßig ein Gebot der Stunde.

· Der milliardenteure Ausbau der Bahninfrastruktur bringt den PendlerInnen jetzt Fahrplanverschlechterungen und später unfinanzierbare Prestigeprojekte und nicht alltagsrelevante Verbesserungen (der neue Hauptbahnhof hätte z.B. bei Weiterbestand des S-Bahnhofbetriebs erfolgen können). Regionalbahnen sollen stillgelegt werden. S-Bahnkonzepte fehlen oder werden nicht umgesetzt.

· Fehlende Attraktivierung und Rücknahme des Öffentlichen Verkehrs: neuer ÖBB-Fahrplan kürzt Angebot; keine Mittel für Ausbau der S-Infrastruktur in Ballungszentren außer 30 Mio aus Privatbahngesetz; kein Erhöhung der Bestellermittel des Bundes.

· Biotreibstoffe: die durch Biokraftstoffe erreichbaren Emissionsreduktionen bildet nur einen Tropfen auf den heißen Stein und ist auch im Hinblick auf den Einsatz öffentlicher Gelder pro Tonne CO2-Reduktion unverhältnismäßig teuer.

· Eine deutliche Ökologisierung der Verkehrssteuern und –abgaben, die sinnvoll verbunden mit Entlastungen des Faktors Arbeit im Rahmen einer Ökologischen Steuerreform umzusetzen wäre, fehlt völlig. Bei der Mittelverwendung der MÖSt-Einnahmen wird peinlich jede Festlegung vermieden. Falls zusätzliche Mittel erneut gänzlich oder zu wesentlichen Teilen für den Straßenbau ausgegeben werden, wird sich aber an der katastrophalen Klima-Performance des Verkehrssektors nichts ändern. Eine Verwendung für energieeffiziente Verkehrsformen wie den Öffentlichen Verkehr und die Radverkehrsförderung sucht man vergeblich. 

· Rad- und Fußgängerverkehr: Die Umsetzung des Masterplan Rad (2006) fehlt noch immer; eine StVO-Novelle zugunsten der Nichtmotorisierten ist kurzfristig umzusetzen.

· Klimaschutz und Energieeffizienz in die Raumplanung sind aus Perspektive einer klimagerechten Mobilitätspolitik ein riesiger weißer Fleck. 

· Beim Flugverkehr fehlt die Kerosinbesteuerung, und auch an sonstigen Steuerprivilegien des Flugverkehrs bei Grundsteuer oder Mehrwertsteuer soll offenbar nicht gerüttelt werden. 

· PendlerInnenpauschale und Steuerrecht setzen falsche Anreize zu höherem Treibstoffverbrauch/ mehr Autofahrten (Erhöhung trotz gesunkener Treibstoffpreise; Km-Geld nur dann absetzbar, wenn 50% der Gesamtkilometer privat gefahren werden; Privilegierung treibstoff-fressender Fiskal-LKWs)

Studien und Geheimpapiere machen klar: Es ist Zeit zum Handeln!
* Seit 2002 liegt die Geheimstudie der Universität Graz (Karl Steininger u.a.) über klimarelevante verkehrspolitische Maßnahmen in der Schublade des Umweltressorts. Sie skizziert ein CO2-Reduktionspotenzial im ansehnlichen Mio-Tonnen-Bereich!
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Quelle: nach Steininger et al 2002

* Seit Jahren (siehe zB Monatsbericht 4/2007: „Nachhaltige Mobilität und Klimaökonomie“) empfiehlt weiters das WIFO: 

· Entkoppelung verkehrsbedingter Emissionen vom Wirtschaftswachstum

· Einbeziehung des Verkehrssektors in den Emissionshandel

· Erhöhung der MÖSt (Mineralölsteuer)
· NOVA und KFZ-Steuer am Co2-Ausstoß bemessen

· Aufbau der Infrastruktur für Biogas- und Elektrofahrzeuge

· flächendeckende PKW-Maut

· Ausdehnung der Parkraumbewirtschaftung

* Die „Geheimstudie Energiestrategie Österreich“, Arbeitsgruppe Mobilität hält aktuell als „Vorschläge für einen politischen Prozess“ unter anderem fest: 

· Förderung der Fahrzeugsubstitution mit energieeffizienten und emissionsarmen Antrieben in Flotten von Unternehmen und Gebietskörperschaften und bei privaten Fahrzeughaltern 

· Forcierung des Einsatzes erneuerbarer Energien im Verkehr 

· Verbesserung der Angebote des öffentlichen Personennahverkehrs (dichteres Linien- und Haltepunktenetz, dichterer Fahrplantakt, Beschleunigung, Fahrgastinfosysteme, attraktives und einfach gestaltetes Tarifierungssystem

· Ausbau regionaler ÖV-Schnellverkehrsinfrastrukturen 

· Kundenfreundliche Vernetzung aller ÖV-Systeme

· Förderung und Belohnung der ÖV-Nutzung im Berufsverkehr

· Erhöhung des Anteils energieeffizienter und umweltfreundlicher Transportmodi

· Transporteinsparung durch Logistik

· Ausbau der Mobilitätsmanagementangebote für Betriebe und Kommunen

· Verbesserung der Schnittstellen im intermodalen Personenverkehr

· Umsetzung des Masterplan Radfahren, Förderung des Fußgängerverkehrs

· Erstellung und Beschluss eines Bundesmobilitätskonzepts

· Energieplanung und verpflichtende Mobilitätskonzepte in der Raumordnung

· Raum- und Umweltqualitätssteigernde Bewirtschaftung des ruhenden Verkehrs

· Verstärkte Kontrolle und differenzierte Senkung von Tempolimits

· Klimabeitrag/Klimaabgabe auf Kraftstoffe

· Staffelung fahrzeugbezogener Abgaben und Steuern als Anreiz zur Ökologisierung der Fahrzeugflotte. Anpassung der NOVA (Normverbrauchsabgabe), Ökologisierung der motorbezogenen Versicherungssteuer für PKW und der Kfz-Steuer für LKW und Busse

Auch wenn nicht alle diese Forderungen automatisch pauschale umwelt- und/oder verteilungspolitische Zustimmung verdienen, so etwa die „Klima-Schmähs“ zB der Agrosprit-Lobby im Rahmen des Energiestrategie-Prozesses, ist eines klar: 
Zahlreiche Lösungsansätze liegen seit Jahren und auch aktuell auf dem Tisch, der politische Prozess für ein Klima-Maßnahmenpaket in der österreichischen Verkehrspolitik ist seit Jahren überfällig und muss wenigstens jetzt, sozusagen „fünf nach zwölf“ endlich stattfinden. 
Dass die verantwortlichen Regierungsmitglieder Doris Bures und Nikolaus Berlakovich stattdessen immer noch glauben, sie könnten sich rund um Kopenhagen mit bloß simulierter Aktivität, zB mit den aktuellen schönfärberischen Inseraten über die Runden retten, ist erbärmlich.

Grüne Forderungen

Die Grünen fordern von der Bundesregierung das Festschreiben eines klaren  Reduktionsziels von Minus 50 Prozent CO2 im Straßenverkehr bis 2030. 
Dazu müssen insbesondere sinnlose Straßenbauprojekte überdacht und die so frei werdenden Finanzmittel - zB über eine ASFINAG-Klimadividende - in einen massiven Ausbau klimaverträglicher Mobilitätsangebote umgeleitet werden. 
Als konkret quantifizierte Schritte fordern die Grünen: 
-> mindestens plus 2 Prozent Öffi-Angebote jährlich ab sofort; 
-> mindestens minus 2 Prozent Spritverbrauch jährlich ab sofort. 
Weitere Forderungen: 
· Reduktion der Bundesmittel für die verländerten ehemaligen Bundesstraßen B 
· Aufstockung der Bundes-Bestellmittel für zusätzliche Bus- und Zugsangebote von derzeit 10 auf mindestens 80 Millionen Euro pro Jahr 
· Statt ÖBB-Fahrplan-Stückwerk Taktverkehr mit verlässlichen Anschlüssen durch bundesweites Taktknotenkonzept mit Fokus auf Regionalisierung 
· Mobi-Card – alle Öffis mit einer einzigen Karte bequem nutzen
· Einführung einer flächendeckenden LKW-Maut und Nutzen der LKW-Maut-Zuschlags-Spielräume der EU
· „Umsteuern“ im Rahmen einer aufkommensneutralen ökologischen Steuerreform:

* Mittelfristig sollte die gesamte Energiebesteuerung auch im Verkehr soweit sinnvoll auf die Bemessungsgrundlage CO2 umgestellt werden. Alle fossilen CO2-Quellen (Erdöl, Heizöl, Erdgas, Benzin, Diesel, Kohle) und alle Verursacher sollen erfasst werden.

* Anhebung der Dieselbesteuerung: Schrittweise Anhebung der Dieselbesteuerung auf Benzin-Niveau (um ca. 10 Cent). Diesel verursacht um 13% höhere CO2-Emissionen pro Liter und Diesel-PKW sind in Ballungsräumen Verursacher Nummer 1 bei Feinstaub- und NOx-Problemen. Zugleich kann so der Tanktourismus beendet werden. Zweckwidmung des zusätzlichen Steueraufkommens für Klima-Maßnahmen.
* Klimaschutz im Flugverkehr: Die Mehrwertsteuer auf Flugtickets muss eingeführt werden. Zudem muss Grundsteuer auch für Flughäfen eigenhoben werden. Eine 50-Euro-Klimaschutz-Abgabe zusätzlich auf jedes Ticket soll zweckgewidmet in Klimaschutz investiert werden.  Initiative zur Einführung einer EU-weiten Kerosinbesteuerung: das ist ein wichtiger Schritt in Richtung Kostenwahrheit.
· Klimaschutzgesetz: In einem Klimaschutzgesetz muss die Regierung das Reduktionsziel verbindlich festschreiben und die Lasten konkret verteilen. Ein Grüner Antrag dazu liegt seit langem im Nationalrat vor und wird von der Regierung verschleppt.
Los gehts: Emissionen halbieren, Öffis verdoppeln. Minus 50 Prozent CO2 bis 2030. 

Wien, 17.12.2009, Gabriela Moser
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